
10. August 2024

Gesichtserkennung zur
Terrorbekämpfung: Grüne bleiben

skeptisch
Grüne Politiker in Berlin äußern Bedenken gegen

Gesichtserkennungs-Software zur Terrorismusbekämpfung,
betonen Datenschutz.

In Deutschland wird das Thema Gesichtserkennung zunehmend
kontrovers diskutiert, insbesondere im Kontext der Sicherheit
und Überwachung. Der Gesetzentwurf des
Bundesinnenministeriums, der den Einsatz von
Gesichtserkennungssoftware zur Terrorismusbekämpfung
ermöglichen soll, stößt auf erhebliche Bedenken seitens der
Grünen-Politiker. Ihre Zurückhaltung wirft Fragen auf, die weit
über die technische Machbarkeit hinausgehen.

Belastbare Argumente gegen biometrische
Überwachung

Der Vize-Vorsitzende der Grünen im Bundestag, Konstantin von
Notz, betont, dass die Fraktion grundsätzlich den Zielgedanken
einer verstärkten Terrorismusbekämpfung unterstützt.
Allerdings erinnert er daran, dass der bestehende
Koalitionsvertrag bewusst klare Grenzen hinsichtlich der
biometrischen Erfassung im öffentlichen Raum setzt. „Der
Datenschutz und die Grundrechte der Bürger dürfen nicht
zugunsten von Sicherheitsmaßnahmen in den Hintergrund
gedrängt werden“, äußert er sich kritisch zu den potenziellen
Implikationen der Gesetzesänderungen.



Bedeutung in der Debatte um Datenschutz

Ein zentraler Punkt in der Diskussion ist der Schutz von
persönlichen Daten. Marcel Emmerich, der Obmann der Grünen
im Innenausschuss, macht deutlich, dass hohe Sensibilität
gefordert ist, um zu verhindern, dass unschuldige Bürger durch
künstliche Intelligenz (KI) massenhaft erfasst werden. „Die
Algorithmen sind oft intransparent und bringen rechtliche sowie
ethische Fragen mit sich“, so Emmerich. Diese Bedenken sind
besonders relevant in einer Zeit, in der Datenschutz zunehmend
als ein Grundrecht betrachtet wird.

Herkunft der Forderungen und deren
Kontext

Die Diskussion um Gesichtserkennung ist nicht neu, erhielt
jedoch neuen Antrieb durch die Festnahme der ehemaligen RAF-
Terroristin Daniela Klette. Hierbei war ein kanadischer Journalist
in der Lage, ältere Fotos von Klette online zu identifizieren, was
die Möglichkeiten der Gesichtserkennungstechnologie
verdeutlicht. Der Ministeriumssprecher erklärt, dass Ermittler
damit in sozialen Netzwerken nach Informationen suchen
könnten, um Hinweise über mutmaßliche Terroristen zu
erhalten. Dies verdeutlicht die Brisanz des Themas in Bezug auf
die öffentliche Sicherheit.

Pendel zwischen Sicherheit und Freiheit

Der Gesetzentwurf zum Einsatz der Software muss zunächst
noch diverse Hürden im Bundestag und im Kabinett überwinden.
Bisher besteht klare Ablehnung gegen die Echtzeit-
Gesichtserkennung in öffentlichen Räumen, sodass politische
Entscheidungsträger vor der Herausforderung stehen, Sicherheit
und Freiheit in einem angemessenen Verhältnis zu halten. 

Fazit zur zukünftigen Entwicklung



Die anstehende Gesetzesänderung verdeutlicht das
Spannungsfeld zwischen politischen Initiativen zur Verbesserung
der Sicherheit und den rechtlichen sowie ethischen
Implikationen, die mit der Einführung solcher Technologien
verbunden sind. Die Debatte um Gesichtserkennung ist
emblematisch für die Herausforderungen, vor denen die
Gesellschaft steht: Wie viel persönlicher Freiraum kann
zugunsten der Sicherheit geopfert werden? Hier bleibt
abzuwarten, wie der parlamentarische Prozess die Interessen
der Bürger in Einklang mit den Sicherheitsbedenken bringen
wird.
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